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Ansprüche benachbarter Territorien sıchern, sondern der Landesherr privilegierte S1e uch
ınnenpolıtischen Zwecken, ämlıch eın Gegengewicht dıe Macht der eigenen Mınıister1a-
len chatten. Dafß 1n der Markgrafschaft Baden die Heranbildung einer stärker instiıtutionalisıer-
ten Staatlichkeit 1ın der zweıten Hälfte des Jahrhunderts 1Ur mehr wenıg Raum für Stadtfreihei-
ten lefß, schildert Rüdiger Stenzel (»Dıie Stiädte der Markgraftfen VO Baden«) Dıie Vereinheitlichung
spiegelte sıch uch darın wiıder, dafß sıch der Markgraf nıcht mehr VO den einzelnen Stäiädten oder
Dörfern, sondern VO den Ämter n huldigen 1e6 Die panz anders Stadtherrschaft der Habs-
burger 1st das Thema von /ürgen Treffeisen (»Aspekte habsburgischer Stadtherrschaft 1im spätmittel-
alterlichen Breisgau«). In seiıner kenntnis- und detailreichen Studıe erortert CI, dle Breisgau-
staädte allen das bedeutende Freiburg, welches eine Art Vorortftunktion ınnehatte 1m Ver-
gleich anderen Landstädten einen relatıv großen Freiraum wahren konnten. Dıies lag
anderem der zeıtweısen polıtiıschen Schwäche der Habsburger. Vor allem stellt Tretteisen ber
heraus, da{fß die Habsburger 1m Gegensatz eLtwa Württemberg »auftf eınen iınnerhalb der Stadt-
INauern resıdıerenden stadtherrlichen Vertrauensmann« S 225 un!| d.h auf die Kompetenz ZUr

Besetzung des Schultheißenamtes verzichteten. Nur als Desiderat tormuliert Tretftfeisen die interes-
Frage, inwıeweılt der Landvogt und die Ensisheimer ate den herrscherlichen Wıllen 1n den

Städten ZUr Geltung brachten. In gewisser Weıse ıne Ergänzung dem Aufsatz VO Jürgen Trett-
eısen stellt der Überblick VO Benoıt Jordan (»Landesherrliche Stäiädte 1m Oberelsafß während des
spaten Mıttelalters«) über die Landstädte 1m Oberelsafß dar, tür die österreichischen Städte eben-
talls der große Abstand ZUuU Herrscher kennzeichnend WAaTrT. Im Gegensatz den bısher aufgeführ-
ten Landschatften präsentiert Kurt Andermann (»Dıie Städte der Bischöte VO Speyer die Wende
VO Miıttelalter ZUr Neuzeıt«) Beispiel des Hochstifts Speyer eın 1Ur wenı1g urbanisiertes Terrı1-
torıum. Beı den hıer anzutreftfftenden Ackerbürgerstädtchen sucht Inan wichtige Elemente städti-
schen Lebens, wıe wa Züntte der die Exıstenz VO Klöstern, vergebens, die Selbstverwaltungsor-
SaIlCc me1lst I11UT rudimentär ausgebildet, und der Anteıl VO bischöflichen Eıgenleuten ın den
Städten WaTlr sehr hoch, da{fß tür das Territorıum der Biıschöte VO Speyer ganz besonders der Satz
zutrifft, dafß die Luft landesherrlicher Stiädte nıcht eigentlich frei machte. Die Frage, worın sıch denn
dıe Rechtsstellung der Burger nıcht gefreiter Stäidte überhaupt VO der der Landbewohner 1 -
schied, beantwortet Rüdıiıger Stenzel 1n seiınen bereıts vorgestellten Ausführungen ber Baden da-
hingehend, dafß dıe staädtischen Untertanen keine Leibsteuern zahlen muften ıne Feststellung, die
wohl für die meısten landesherrlichen Stidte zutrifft.

Dafß das Problem VO Leibeigenschaft un!: Freiheit 1n der Stadt och klärungsbedürftig ISt;, stellt
uch Meınrad Schaab ın seınem die Schlufßdiskussion der Tagung einleitenden und dankenswerter
Weıse abgedruckten esumee test. Schaab strukturiert nıcht 1Ur die Ergebnisse der einzelnen Vor-
trage ach übergeordneten Gesichtspunkten, sondern tormuliert uch Forschungsdesiderate, Ww1€e

Anfang bereıts angedeutet wurde Neben anderen Fragen ırftt nıcht zuletzt dıe ach dem
landwirtschaftlichen Anteıl 1n der Stadt auf, womıt INan wıeder beı der Frage ach den Unterschie-
den zwıschen Stadt und Dort ware. Dafß eine solche Untersuchung uch das andere nde der Skala,
ämlıch die Reıichsstädte, mıteinzubeziehen hätte, versteht sıch VO selbst. Wolfgang Dobras
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Armenfürsorge und Bettelbekämpfung stellen 1n der sozıal- und landesgeschichtlichen Forschung
längst keine unbearbeıteten Felder mehr dar. Dafß der der Uniuversıität Freiburg Zur Dissertation
ANSCHOIMNIMMCHECNHN Untersuchung VO Alexander Klein gleichwohl überregionale Bedeutung —
kommt, hat mehrere Gründe. DE 1st ZU eiınen dıe ahl des Territoriıums 1mM zersplıtterten deut-
schen Südwesten, ın dem die Armut und VOT allem die Bettlerscharen schon ihres quantıtatı-
ven Ausmasses Zu besonders drängenden gesellschaftlichen Problem geworden Sodann
liegt dıie Untersuchung zeitlich iın der zweıten Hältte des Jahrhunderts, wodurch der Autor
zwangsläufig dıe alte Diskussion dıe Eıgenständigkeit der Leıistung dieses Jahrhunderts-über dem und Jahrhundert auf dem Gebiet der Armenpolitik 11C  e belebt. Mıt Joseph I1 steht
Zudem die Armenpolıitik eınes aufklärerisch-reformfreudigen Landesherrn auf dem Prüfstand,
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beı hıer besonders interessıert, Ww1e€e der Landesherr seıne Reformpolitik gegenüber ständischen und
landstädtischen Traditionen und Interessen durchzusetzen vermochte. Bemerkenswert und ertreu-
ıch 1st schliefßlich, da{fß Klein seıne Untersuchung nıcht 1U auf die Stidte beschränkt, sondern uch
die bıslang VO der Forschung her vernachlässıgte Entwicklung auf dem and berücksichtigt.

Der Autor stellt seiıner Untersuchung eın ausführliches Kapıtel ber den 1mM Jahrhundert VOT
allem durch die Aufklärung MNCUu elebten Dıiskurs über Ursachen und Bekämpfung VO Armut und
Bettel .I1. Dabei betont die Gleichzeitigkeit VO Konzepten, dıe dıe Armut als indıviduell Ver-
ursacht ansahen und sı1e primär durch erzieherisch-disziplinierende Mafßnahmen überwinden
trachteten, miıt Theorien, die uch gesellschaftliche und wirtschaftliche Ursachen der Armut 4A1N1LCI -
kannten und er die Forderung nach öffentlicher Arbeıitsbeschaffung stellten.

Vor dem Eınsetzen der Reformpolitik Marıa Theresıias und Josephs IL steckte die Armenfürsorge
Vorderösterreichs Salz 1n den tradıtionellen, dem örtlichen Herkommen verpflichteten Strukturen. In
den Städten Oomıiınierten multitunktionale Spitäler, während die Mittel der offenen Armenfürsorge in
einem Brasscnhn Mißverhältnis ZUr Hılfsbedürtftigkeit der Bevölkerung standen. Der Schwung der städ-
tischen Retormen des Jahrhunderts Walr in Konstanz und Freiburg (vgl Thomas Fıscher, Städtische
Armut un Armenfürsorge 1m und Jahrhundert Sozialgeschichtliche Untersuchungen Beı1i-
spıel der Stäiädte Basel, Freiburg . Br. und Strafßburg, Göttingen längst versiegt. Es herrschte eın
unkoordiniertes Nebeneinander VO:| rationalen und tradıitionalen Formen der Unterstützung. Neben
den Kommunen behielten VOT allem Klöster als eigenständıge Iräger der Armenfürsorge zumal aut
dem Land, aut dem CS aum Fürsorgeeinrichtungen gab, iıne ZEWI1SSE Bedeutung.

Mıiıt Marıa Theres1as Retormen fand der Öösterreichische Staat den Weg einer aktıven Armen-
polıtık. In dieser Phase seLztie InNan auf grofße multitunktionale Anstalten, die türsorgerische mıt
pressiven und erzieherischen Momenten kombinierten. Die schwäbisch-österreichischen Landstände
tiraten der Buchloer Zuchthausassozijation bei, 1ın Breisac wurde eın eıgenes Zucht- und Arbeits-
haus errichtet. Der Staat drängte auf dıe Etablierung eiıner öffentlichen Arbeitsbeschaffung und die
konsequentere Durchsetzung des Bettelverbots. Insgesamt erwıes sıch der staatlıche Retormwille
treıliıch als nıcht stark CHNU$, durchgreitend dıe tradıtionalen Strukturen der Fürsorge veran-
dern In die Exıstenz der einzelnen Stiftungen wurde nıcht eingegriffen. Die tradıtionelle, christlich
motivıerte Carıtas, beı der der Akt des SpOonNntanen Almosengebens wichtiger WAar als die Auswahl
und Überprüfung des einzelnen Unterstützungsempfängers ach ratiıonalen Krıterıien, konnte sıch
ın den Stäiädten und VOT allem auf dem and weıter behaupten. Zudem wehrten sıch die Landstädte,
allen Konstanz, erfolgreich landesherrliche Eıingriffe.

Unter Joseph I1 1e1 die staatlıche Armenpolitik eınen erheblich stärkeren Wıllen ZUur konse-
quenten Realisierung der Fürsorgekonzepte erkennen. Jetzt wurde ıne Konzentration der Stiftun-
SCH angestrebt, deren Miıttel unabhängıg VO Stitterwillen ach rationalen Grundsätzen eingesetzt
werden konnten. Zie] WAar dıe » Vernetzung und Koordinierung sämtlıcher mıiılder Stiftungen«
(S 196) mıt einer Vereinheitlichung der Fürsorgegrundsätze. In Freiburg un:! Konstanz wurde Her-
1114A01 VO Greiffenegg mıt der Etablierung VO »Armenanstalten« betraut. Dıie »Anstalten« enthiel-
ten die für die Armenretormen dieser eıt typischen Merkmale: Konzentratıon der Stiftungsmittel,
wöchentliche Sammlungen der Bevölkerung, Arbeitsbeschaffungsmafßnahmen, regelmäßige
Unterstützungen obrıigkeıitliıch ertaßter Armer festen, nach der Bedürftigkeit des einzelnen gC-
statffelten Satzen, Bettelverbot. uch die Spitäler wurden VO den Retormen ertafßt. Ihre landwirt-
schaftlıchen Eigenbetriebe wurden aufgehoben, ıhr Grundbesitz verkauft der verpachtet. Das
Pfründnerwesen sollte beseitigt werden, reiche Ptründner mufßten auszıehen, dl€ Stelle der alten
Multi:tunktionalıität der Spitäler sollte eine Spezialisierung der Anstalten treten.

Eın langfristiger Erfolg W alr den Armenretormen der jJosephinıschen eıit reıilich nıcht eschie-
den. Wıe uch ın anderen Territorien und Städten scheiterten die Bemühungen Ausmafß des Ar-
IMUTTS- und Bettelproblems. Dıie Einnahmen aus den organısıerten Sammlungen reichten nıcht hın,
die Unterstützungsleistungen wurden nıcht mehr tinanzıerbar, das Bettelverbot WAar angesichts der
realen Not nıcht durchsetzbar. Zudem sıch Wıderstand in der Bevölkerung, die der SpONLa-
NCN barmherzigen un! unkontrollierten Gabe VO Almosen testhielt und damıt den Bettel als Er-
werbstorm wiıederum ermöglıchte. Eıne selbständige, nıcht ımmer 1Ns staatlıche Reformkonzept
passende Haltung vertirat uch das Konstanzer Domkapıtel. Die repress1ive Bettlerbekämpfung
scheıterte schließlich uch der territorialen Zersplitterung des Südwestens und der mangelnden
Bereitschaft der betroffenen Staaten, sıch auf eın überterritoriales Vorgehen einıgen.
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Als Konsequenz des Scheiterns konstatıiert Klein dıe Erkenntnis, da{fß das Armutsproblem nıcht
eintach durch admıniıstratıve Mafßnahmen überwunden werden könne. Der Staat ZOR sıch darautfhin
ın trühliberaler Manıer AUS verschiedenen sozıalen Aufgabenfeldern zurück, auf Arbeitsbeschaft-
fungsmaßnahmen wurde verzichtet. Be1 der Ausgestaltung der Fürsorge der Wende ZU Jahr-
undert orlentierte [1N1all sıch I1U der Finanzıerbarkeit der Unterstützungsmafßsnahmen. Der
ter Marıa Theresıia noch dominı:erende Glaube die weıtreichende Wıirksamkeıt multitunktionaler
Zucht- und Arbeitshäuser als Fürsorge-, Erziehungs-und Diszıplinierungsanstalten WAar geschwun-
den. Die Zuchthäuser mutierten darautfhin Anstalten des Strafvollzugs.

Die Arbeıt zeichnet sıch adurch AaUS, da{fß die Darstellung sorgfältig in die sozıalen, wirtschaftli-
chen, politischen und sozialpolitischen Bedingungen eingebettet 1Sst und dafß keinem Zeitpunkt
der Blıck auf umfassendere Zusammenhänge verloren geht. Kleın interpretiert diıe Entwicklung VO
dem Hıntergrund der Desintegration der Ständegesellschaft und der Entstehung der bürgerlichen
Gesellschaft und zeıgt dabei, Wwıe diıe Stelle eines patrımon1al verstandenen Verantwortungs C =
tühls der Obrigkeit ıne Armenpolitik Cralt, die die Überwindung der Armut als Aufgabe der M
tentlichkeit sah. Er macht d1e Reibungsverluste deutlich, denen dıe staatliıch inıtıerten Retormen be1
iıhrer Umsetzung 1ın Vorderösterreich ausgesetzt 11. Traditionale Ordnungsvorstellungen und
Verhaltensmuster, enk- und Mentalıtätsgegensätze zwıschen Wıen ur1d der Provınz vertälschten
die Reformen und setrtzten ihnen renzen. Dıie Abneigung eiıne instıtutionalısıerte und entin-
dıividualısierte Organısatıon der Armenunterstützung zeıgt sıch 1m Festhalten der SspOontanen,
kontrollierten arıtas. Das Wıirken der nıchtstaatlıchen, d. der kırchlichen Einrichtungen verhin-
derte ıne stärkere, monopolısıerte Umsetzung der staatlıchen Retormziele.

Kleıin halt für gerechtfertigt, die marıa-theresianıschen und jJosephinıschen Retormen als eiınen
gegenüber den Retormen des Jahrhunderts eigenständigen, »Zzweıten trühneuzeitlichen Versuch
einer Rationalısıerung des Armenwesens« bezeichnen (S. 324) Insgesamt konstatiert jedoch
ıhr Scheitern und damit auch das Scheitern ıhres sozlialdıszıplınatorischen Impetus. Als Absage
das ın den etzten Jahren umstrıttene Konzept der »Sozialdisziplinierung« als eınes Erklärungs-
usfifers sozıaler und mentalıtätsgeschichtlicher Prozesse (vgl Martın Dınges, Frühneuzeıtliche Ar-
menfürsorge als Sozialdisziplinierung? Probleme mıiıt einem Konzept, 1N Geschichte un Gesell-
schatt 174 1991, 5—29) möchte Klein dies gleichwohl nıcht verstanden wıssen und plädiert

überraschend, weıl nıcht näher begründet für seıne Anwendung auf das und Jahr-
undert. Herbert Aderbauer
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Karlsbader Beschlüsse auf die Unuversıität Tübingen (Contubernium. Tübinger Beıträge ZUuUr
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Auf die Befreiungskriege und die Niederlage Napoleons folgte 1M Deutschen Bund noch längst
nıcht dle Freiheit. Die konstitutionellen Staaten reaglerten vielmehr zunächst unsıcher auf, oft rıgıde

den polıtıschen Partızıpationswillen des Bürgertums un: die nationallıberale Strömung, dıe
sıch Gesamtdeutschland als Ziel auf dıe Fahnen geschrieben hatte. Die deutschen ‚Unıversıitätsstaa-
ten«- 1M spezıiellen schleppten noch Wwel Probleme VO vordem ungelöst mıiıt sıch, die, obwohl VCI-
schıedener Natur, sıch dem präponderanten Aspekt des Staatsschutzes bald unentwirrbar mıit-
einander verknäulten bıs der Berg einen Wechselbalg autorıtärer Diszıplinierung gebar, der d1e V1-
rulenten Prozesse War verlangsamen, ber nıcht wirklıch aushebeln konnte: eiınen das
Bestreben, die tradıtionelle Autonomıie der Uniıiversıitäten immer weıter einzuschränken s1e ın
staatliıche Bildungseinrichtungen umzuwandeln, und ZUuU anderen den Versuch, die Hochschulen
eıner politischen Gesinnungskontrolle unterwerten« (S. 25) Bekanntlich beschlossen nach dem
Attentat des Jenaer Burschenschaftlers arl Sand autf August VO: Kotzebue 1mM Marz 1819 dıe MNECeUN

wichtigsten deutschen Staaten der Führung Österreichs 1mM Eilverfahren bereıts Sep-
tember 1mM böhmischen Karlsbad verschiedene Sondergesetze den »Unneren Feind«, darunter
eın SOgENANNLES »Universitätsgesetz«, das den deutschen Universitäten 1m Amt des »außerordentlıi-
hen landesherrlichen Bevollmächtigten« eın staatliıches Aufsichtsorgan mıit umtassender Diszıplı-
nargewalt verordnete, vorübergehend die Lehrtreiheit einschränkte und alle utonomen studenti1-


